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DIE SCHWEIZ UND FRONTEX

Bewaffnete Werte
Die europäische Grenzschutzagentur Frontex wird massiv ausgebaut –  
auch mit Unterstützung der Schweiz. Obwohl weitgehend  
unbestritten ist, dass sie an den massiven Grundrechtsverletzungen  
an Europas Aussengrenzen teilhat.

VON LUKAS TOBLER

Sie soll die «Werte der Europäischen Union 
vermitteln»: die neue Uniform der EU-Grenz-
schutzagentur Frontex. Und irgendwie ist das 
erstaunlich ehrlich. Der europäische Gedan-
ke – er dreht sich spätestens seit 2015 um die 
gewaltsame Abwehr von Flüchtenden an den 
Aussengrenzen.

Frontex ist die mit Abstand grösste und 
am schnellsten wachsende Behörde der EU. Ihr 
Budget hat sich in den letzten fünf Jahren fast 
verdreifacht: auf rund eine halbe Milliarde 
Euro im letzten Jahr. Und ihr Ausbau schreitet 
mit atemberaubender Geschwindigkeit voran: 
2019 beschlossen die EU-Staaten noch einmal 
eine deutliche Aufstockung  – bis 2027 soll 
Frontex über eine ständige Reserve von 10 000 
Einsatzkräften verfügen, heute sind es 6500. 
Rund ein Drittel davon soll direkt von Frontex 
gestellt werden, den Rest entsenden die Mit-
gliedstaaten. Auch die Kompetenzen wurden 
ausgeweitet: Die Frontex-Kräfte dürfen Visa 
ausstellen, Grenzkontrollen durchführen, 
Flüchtenden die Einreise verwei-
gern. Ausserdem sollen sie die 
Mitgliedstaaten verstärkt bei 
Ausschaffungen  unterstützen. 
Und Waffen tragen.

Beschwerde zwecklos
Am kommenden Mittwoch  be-
rät der Nationalrat, ob sich die 
Schweiz an diesem Ausbau 
beteiligen wird. Als Teil des 
Schengen-Raums ist sie schon 
seit jeher für Frontex mitverant-
wortlich. Die Schweiz stellt ein Mitglied des 
Verwaltungsrats und beteiligt sich sowohl per-
sonell als auch finanziell – im letzten Jahr mit 
rund 20 Millionen Euro. Stimmt das Parlament 
der Aufstockung zu, wird sich dieser Betrag je 
nach EU-internen Verhandlungen bis 2027 auf 
zwischen 45 und 85 Millionen Euro erhöhen.

Dass der Nationalrat auf die Vorlage 
eintreten wird, ist fast sicher. Er würde damit 
dem Ständerat folgen, der schon im vergange-
nen Juni den Ausbau absegnete. Zwar äusser-
ten sich mehrere ParlamentarierInnen kri-
tisch zur Vorlage. Als Ausgleichsmassnahme 
schlägt der Rat trotzdem bloss eine geringfü-
gige Änderung im Asylgesetz vor. Personen im 
Schweizer Asylverfahren sollen dabei unter-
stützt werden, Beschwerde einzulegen, falls 
ihre Grundrechte im Rahmen eines Frontex-
Einsatzes verletzt worden seien. Das ist erstens 
zynisch, weil die entsprechende Beschwerde-
stelle weitgehend dysfunktional ist, wie auch 
die EU-Ombudsperson unlängst in einem Be-
richt festhielt. Und zweitens, weil die Grund-
rechtsverletzungen rund um Frontex dazu 
beitragen, dass Schweizer Asylverfahren gar 
nicht erst zustande kommen. Denn die Über-
windung der europäischen Aussengrenze, 
die Frontex bewacht, ist für die allermeisten 

Flüchtenden die einzige Möglichkeit, in der 
Schweiz einen Asylantrag stellen zu können.

Und das soll auch so bleiben: Erst am 
Mittwoch lehnte der Ständerat die Wiederein-
führung des Botschaftsasyls ab. Ebenso ent-
schied er sich in der Frontex-Ratsdebatte dage-
gen, 2023 die Anzahl direkt aufgenommener 
sogenannter Resettlement-Flüchtlinge auf 
2300 zu erhöhen. Zurzeit liegt dieses Kontin-
gent bei 1600  Personen. Ein Vorschlag zur Er-
höhung wird auch im Nationalrat wieder dis-
kutiert werden. In der vorberatenden Sicher-
heitskommission fand er keine Mehrheit; die 
Erfolgsaussichten sind wohl gering  – obwohl 
auch das UNHCR angesichts der jüngsten Ent-
wicklungen in Afghanistan eine Ausweitung 
des Resettlement-Programms fordert.

Verbrechen im Wochentakt
An den Aussengrenzen sind illegale Pushbacks 
derweil an der Tagesordnung. Grenzwäch-

terInnen drängen Flüchtende 
gewaltsam zurück, ohne ihre 
Fluchtgründe zu prüfen. Zurzeit 
ist eine Anklage vor dem Euro-
päi schen Gerichtshof  (EuGH) 
hängig: Zwei Personen seien 
auf Lesbos mit Beteiligung von 
Frontex ausgeraubt, verhaftet 
und ohne Wasser und Nahrung 
auf offener See ausgesetzt wor-
den, darunter ein fünfzehnjäh-
riger Junge. Ähnliche Verbre-
chen werden fast im Wochentakt 
von NGOs aufgedeckt.

In den letzten Monaten untersuchte auch 
ein Ausschuss des Europäischen Parlaments 
die Arbeit von Frontex. Zwar konnte er nicht 
nachweisen, dass die Agentur selbst Pushbacks 
vollzogen hat, wohl aber, dass sie Grundrechts-
verletzungen durch lokale Grenz wäch ter In nen 
nicht verhindert oder nachverfolgt hat. Der Be-
richt stellt aus serdem fest, dass Frontex eigent-
lich dazu verpflichtet gewesen wäre, bis Ende 
letzten Jahres vierzig Grundrechtsbeobachter-
Innen einzustellen, diese Verpflichtung jedoch 
ohne plausible Begründung nicht erfüllt hat. 
Im vergangenen Juli waren immer noch erst 
die Hälfte von  ihnen im Einsatz.

Die Zusammenhänge sind wichtig für 
die bevorstehende Ratsdebatte. Die Situation 
an den Schengen-Aussengrenzen scheint oft 
unübersichtlich. Aber in der Frage um den 
Ausbau von Frontex präsentiert sie sich in 
 einer erstaunlichen Klarheit. All diese Fakten 
sind bekannt. All diese Verbrechen sind be-
kannt. Und alle beteiligten Staaten bekennen 
sich zum Vorgehen. Auch wenn Frontex gern 
als externe Instanz dargestellt wird: Letzten 
Endes setzt die Agentur im Einklang mit der 
nationalen Politik der verantwortlichen Staa-
ten um, was von ihr verlangt wird: Abwehr. 
Auch im Interesse der Schweiz.

2020 hat sich die Schweiz mit rund 20 Millionen Euro an der EU-Grenzschutzagentur beteiligt: 
Frontex-Patrouille an der belarusisch-litauischen Grenze.   FOTO: KEYSTONE

Daumen hoch bedeutet Zustimmung, eine 
Wackelbewegung mit der geöffneten Hand ist 
das Zeichen für Bedenken, die ausgestreckte 
Hand ein Einwand. Samstagmittag im zürche-
rischen Uster, der BürgerInnenrat tagt zum 
ersten Mal. Der Versuch: den Klimaschutz neu 
auszuhandeln.

Nachdem die Moderatorin die Bedeu-
tung der Handzeichen erklärt hat, zählt sie auf 
drei. Abgestimmt wird darüber, welche Hand-
lungsfelder in den Abschlussbericht gehören. 
Achtzehn der zwanzig TeilnehmerInnen des 
Panels strecken den Daumen hoch, zwei wa-
ckeln mit den Händen. Wer Bedenken trägt, 
darf jetzt reden. Jorina Hubler hat Bedenken: 
Ob es nicht schlauer sei, die Themen Industrie 
und Abfall zu trennen, fragt sie. Ein Detail nur, 
aber in Uster fällt keine Wortmeldung unter 
den Tisch.

Chance, aktiv zu werden
«Der Klimawandel interessiert mich schon 
lange», sagt Hubler, achtzehn Jahre alt und 
Schülerin, in der Pause. Sie spreche mit ihren 
Freund Innen oft darüber, und als sie von der 
Stadt Uster die Nachricht erhalten habe, für 
die Teilnahme am demokra-
tischen Experiment ausgelost 
worden zu sein, habe sie gedacht, 
das sei ihre Chance, aktiv zu wer-
den. Hubler ist eine von zwanzig 
TeilnehmerInnen des Ustermer 
«Bürgerpanels für mehr Klima-
schutz», das so ausgelost wurde, 
dass es in seiner Zusammenset-
zung die 35 000  EinwohnerIn-
nen hinsichtlich Kategorien wie 
Alter, Geschlecht, Bildungsgrad 
oder politische Ausrichtung 
möglichst genau abbilden soll. 

Die PanelteilnehmerInnen hatten den 
Auftrag, an zwei Wochenenden Massnahmen 
zu erarbeiten, mit denen in der Stadt das  Klima 
geschont, bewusster konsumiert und weniger 
Abfall produziert werden kann. Die Ergebnis-
se der Diskussion werden in Form  eines Briefs 
an alle EinwohnerInnen verschickt. Es ist das 
erste Mal, dass in der Deutschschweiz eine per 
Los bestimmte Gruppe von BürgerInnen mit 
öffentlichem Auftrag Lösungen für ein politi-
sches Problem sucht (siehe WOZ Nr. 28/21).

Vertrauen in den Zufall
Dass sich das Bürgerpanel Uster ausgerechnet 
mit Klimafragen beschäftigt, ist kein Zufall. 
Vorbilder wie der BürgerInnenkonvent für 
das Klima in Frankreich entstammen auch 
diesem Kontext. Die Politik erhofft sich davon, 
die Partizipation breiter Bevölkerungsteile zu 
fördern und mehrheitsfähige Lösungen für 
festgefahrene Probleme zu finden. Der Grund-
gedanke ist: Einer durch das Los bestimmten 
Gruppe von BürgerInnen würde die breite Be-
völkerung mehr Vertrauen entgegenbringen 
als etablierten Parteien und Verbänden.

Auch die PanelteilnehmerInnen in Uster 
bringen eine grosse Portion Misstrauen ge-
genüber institutioneller Politik mit. «Ich finde 
politische Fragen schon spannend, aber die 
Prozesse und insbesondere Parteipolitik finde 
ich eher anstrengend», sagt zum Beispiel der 
42-jährige Andreas Geldon, der als Business 
Analyst für eine Bank arbeitet. Und auch Viola 
Klink war vor ihrem Einsitz im BürgerInnen-
rat dieser Meinung: «Ich dachte immer, Politi-
ker streiten sich und machen sich gegenseitig 
 fertig.» 

Die Steuerberaterin wohnt in Uster, ist 
aber nicht Schweizer Bürgerin, weshalb sie 
weder abstimmen noch wählen darf. Von der 
Mitarbeit im Panel ist sie begeistert, sie mel-
det sich fleissig zu Wort. Und sie hat ihre Mei-
nung über die Klimastreikbewegung, deren 
VertreterInnen am ersten Panelwochenende 
neben dem Gewerbeverband als Interessen-
gruppen eingeladen waren, geändert. «Ich 
habe Streik immer als etwas eher Negatives 
betrachtet und dachte, es bedeutet Nichtstun, 

aber nun weiss ich, dass die Leute vom Klima-
streik wichtige Arbeit machen.»

Tränen in den Augen
Viola Klink und Andreas Geldon sind nicht 
die Einzigen, die von der Teilnahme am Panel 
begeistert sind. «Respektvoll», «konstruktive 
Dynamik», «schön», sagen andere. Sie habe am 
Sonntagabend des ersten Wochenendes gar 
nicht mehr heimgehen wollen, meint die Mut-
ter und gelernte Versicherungskauffrau Kirs-
ten Buttauer. «Einige sind am ersten Wochen-
ende mit Tränen in den Augen nach Hause», 
sagt auch Thomas Ghelfi. Eine Frau habe gar 
gesagt, sie sei zum ersten Mal in ihrem Leben 
gehört worden, erzählt der Panelmoderator. 
Dass das politische Experiment für die Betei-
ligten so positiv verlief, ist wohl auch ihm und 
seiner Kollegin geschuldet. Andri Heimann 
vom Zentrum für Demokratie Aarau  (ZDA), 
der das Demokratieexperiment im Auftrag 
des Kantons Zürich und der Gemeinde orga-
nisierte, ist zufrieden: «Es zeigt, dass auf einer 
Kultur des gegenseitigen Respekts eine kon-
struk ti ve und lebendige Diskussion entstehen 
kann  – auch wenn die Teilnehmenden sehr 

unterschiedliche Meinungen, 
Haltungen und Hintergründe 
mitbringen.»

Tatsächlich scheint nichts 
die Stimmung trüben zu kön-
nen. Es herrscht Workshop-At-
mosphäre, die UstermerInnen 
schreiben «Brockis fördern» und 
«Industrie in die Pflicht nehmen» 
auf Flipcharts und farbige Zet-
tel. Dass der Austausch im Panel 
funktioniert, zeigt für den Poli-
tologen Andri Heimann, dass die 
Steigerung der politischen Par-

tizipation, die mit BürgerInnenräten erreicht 
werden soll, gelingen kann. «Wenn damit in 
der ganzen Stadt eine Dynamik ausgelöst wird, 
wenn die Ergebnisse von der breiten Bevölke-
rung mitgetragen und von der Stadt auch um-
gesetzt werden, ist das ein grosser Erfolg.»

Unverbindliche Forderungen
Ob eine Dynamik entsteht, die über die zwan-
zig involvierten Personen hinausgeht, ist aller-
dings fraglich. Medienberichte gab es bisher 
fast keine, und mit Ausnahme einiger Einzel-
personen wurde die Möglichkeit, den Beratun-
gen beizuwohnen, von der Bevölkerung nicht 
wahrgenommen. Diese wird spätestens im Ok-
tober, wenn der «Bürgerbrief» an alle Einwoh-
nerInnen Usters verschickt wird, vom Demo-
kratieprojekt erfahren. Welche Massnahmen 
und Empfehlungen in den Brief aufgenommen 
werden, haben die PanelteilnehmerInnen ent-
schieden. Die Verhandlungen vom Sonntag 
seien anstrengend gewesen, erzählt Heimann, 
und doch wurden mehr als zwei Drittel der 
im Brief enthaltenen Forderungen einstim-
mig verabschiedet. Es finden sich darin nie-
derschwellige Vorschläge im Bildungsbereich, 
wie etwa die Institutionalisierung des Besuchs 
von Bauernhöfen für Schulkinder. Aber auch 
radikalere Forderungen wie der Umbau Usters 
zu einer Kreislaufstadt, was bedeuten würde, 
dass der Ressourcenverbrauch auf Stadtebe-
ne mithilfe lokaler geschlossener Kreisläufe 
drastisch minimiert würde.

Ob die im Bürgerbrief geforderten Mass-
nahmen auch umgesetzt werden, hängt zu 
einem grossen Teil von den politischen Ent-
scheidungsträgerInnen ab. Im Fall von Uster 
sitzen diese nicht nur auf kommunaler, son-
dern auch auf kantonaler Ebene. Als am Sams-
tagnachmittag die vom Kanton entsandte 
Projektverantwortliche Céline Colombo dem 
Panel vorgestellt wird, meldet sich Kirsten 
Buttauer sogleich zu Wort. Ob man denn nun, 
da eine Vertreterin des Kantons anwesend sei, 
nicht auch gleich noch Massnahmen definie-
ren könne, die sich an denselben richteten? 
Die Frage löst einige Heiterkeit aus. Colombo 
wiegelt ab: «Ich kann nichts versprechen.»

«Wenn in der 
ganzen Stadt  
eine Dynamik 
ausgelöst wird, 
ist das ein 
Erfolg.»
Andri Heimann, Zentrum 
für Demokratie Aarau

An den 
Aussengrenzen 
der EU gehören 
illegale 
Pushbacks zur 
Tagesordnung.

BÜRGERiNNENRAT

Uster lässt seine 
BewohnerInnen  
zu Wort kommen
Ob das «Bürgerpanel» der Zürcher Stadt den Klimaschutz  
revolutionieren wird, ist fraglich. Zumindest für die Beteiligten  
ist das Experiment schon ein Erfolg.

VON AYSE TURCAN


